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2$ötBlüm: 

Unser Land hat den Wechsel 
^dient 
4luah,kamPf geht in seine Schlußrunde. Noch immer sind viele Wähler un- 
ce Glossen. Sie haben sich noch nicht entschieden. Das ist unsere große Chan- 
fjj, Un»al wir in den vergangenen Wochen feststellen konnten, daß die Stimmung 
Vk ständig besser wird. Die Zustimmung zu unserer Politik wächst spürbar. 
gie J 

,n den letzten 10 Tagen dieses Wahlkampfes halten wir an unserer Strate- 
%r' n°rdrhein-westfälische Themen und die Deutschlandpolitik gleichge- 

t   
l|8 zu behandeln. 

% 
gibt 

few Viele Gründe für einen ReSie" 
öer bi KChsel in Nordrhein-Westfalen. 
Öürge Sheri8e Wahlkampf hat gezeigt, die 
Vfa|nnen und Bürger in Nordrhein- 
j     dlen wollen vor allem: 

Cebess< sere Schulpolitik. 
d'e Sprf °hulen durfen nicht weiter durch 
sein 

u ruiniert werden. Es muß Schluß 
SclHile

U der Schließung von weiteren 
Hmf", .Der Marsch in die großen 

lerr u ,Cen muß gestoppt werden. Der 
lehrerm Sfa11   ist  das   Ergebnis  des 

8u,1cles?an8els- NRW hat unter allen 
Versorß 

ern die schlechteste Lehrer- 
Neli 8' Wir werden 3 000 neue Leh- 
l      en schaffen. 

bje pne bessere Familienpolitik. 
n°rdrh?lIienPolitik ist das Stiefkind der 
glerung ,rVWestfälischen SPD-Landesre- 
^ *' Wie im Bund, so werden wir 
StHen 

Land der Familie den Rücken 
!n N0l-

Und s°fort eine Stiftung „Familie 
n fehl einri.chten- In Nordrhein-Westfa- 

*e'^it?n.die meisten Kindergartenplät- 
[egierün 

ahlentricks versucht die Landes- 
% On 8 von dieser beschämenden Si- 
lnderp

abzu|enken.   Wir  werden 
r8artenplätze b 

mehr 
auen. 

3. Mehr Schutz vor Gewalt 
und Verbrechen. 
Wir wollen einen starken Staat zum 
Schutz der Bürger vor Gewalt und Ver- 
brechen. Die weiche Linie der SPD-Lan- 
desregierung in der Verbrechensbekämp- 
fung ist offensichtlich gescheitert. Wir ha- 
ben das Gladbecker Geiseldrama und sei- 
ne Opfer nicht vergessen. Wir werden die 
Polizei verstärken und bei ihrem Kampf 
gegen das Verbrechen stärker unterstüt- 
zen. 
Wir halten in der Deutschlandpolitik 
Kurs. Mit Augenmaß und Beharrlichkeit, 
mit Rücksicht auf die Bürgerinnen und 
Bürger in der DDR und in der Bundesre- 
publik Deutschland gestalten wir den 
Prozeß zur deutschen Einheit in einem 
vereinten Europa. 
Es sind nur noch wenige Tage bis zur 
Wahl. Wenn wir in der verbleibenden 
Zeit mit ganzem Einsatz und mit kämpfe- 
rischem Engagement zur Sache gehen, 
können wir den Wechsel in Nordrhein- 
Westfalen schaffen. 24 Jahre SPD-Regie- 
rung, 24 Jahre SPD-Macht in Nordrhein- 
Westfalen sind vielen Bürgern genug. Un- 
ser Land hat den Wechsel verdient. Dies- 
mal CDU. • 
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CDU Nordrhein-Westfalen   , 
zum Aachener Polizistenmo^ 
Blüm fordert Abschaffung der Einzelstreife - Rau soll sich entschuldig 
„Überprüfung der Hafturlaubspraxis dringend vonnöten" 

Nach dem Aachener Polizistenmord hat der Vorsitzende der nordrhein-* $ 
sehen CDU, Norbert Blüm, der nordrhein-westfälischen Landesregierung * $ 
Fahrlässigkeit" und „Verantwortungslosigkeit gegenüber den Polizeibeam ^ 
Landes" vorgeworfen. „Es ist ein Skandal, daß der nordrhein-westfälischt ^ 
minister Schnoor vielen Polizeibeamten bei Personenkontrollen immer n° ^ 
zelstreife zumutet und sie auf diese Weise einem hohen Lebensrisiko ausset* »^i 
te Blüm. „Solange Schnoor die nordrhein-westfälische Ausnahmeregelun» .^ gi- 
wieder rückgängig macht, bleibt die Innenpolitik der Regierung Rau a",«^, $ 
cherheitsrisiko für die Polizisten. Die Ausnahmeverordnung vom 29. 3. • 
Einzelstreifen mit Funkstreifenwagen erlaubt, muß endlich vom Tisch!" 

.    rpU 
Als  „besonders  empörend" bezeichnete 
Blüm Verlautbarungen aus dem nord- 
rhein-westfälischen Innenministerium, 
wonach die Praxis der Einzelstreife schon 
deshalb nicht zu überdenken sei, da das 
„zu 99 Prozent ja gut gehe" (Express vom 
14. 4. 1990). Blüm wörtlich: „Welch' ein 
menschenverachtender Zynismus! Jeder 
Mensch hat nur ein Leben. Auch unsere 
Polizisten. Ich kann nur hoffen, daß sich 
Ministerpräsident Rau bei der Witwe des 
ermordeten Wilfried Zander für diese Ge- 
schmacklosigkeit entschuldigt." 

Der Polizistenmord von Aachen zeigt 
nach Ansicht von Blüm, wie nötig die von 
GdP-Chef Hermann Lutz geforderte um- 
fassende Neueinstellung von Polizeibe- 
amten sei. „In Nordrhein-Westfalen feh- 
len selbst nach Berechnungen des Innen- 
ministeriums z. Zt. 7000 Polizisten. Die 
NichtUmsetzung der Arbeitszeitverkür- 
zung in den Jahren 1989 und 1990 hat zu 
einem weiteren Abbau von 1 400 Stellen 
geführt. Um also die unzumutbaren Ein- 
zelstreifen abzuschaffen, muß man das 
Problem bei der Wurzel fassen und mehr 

Polizeibeamte einstellen. Die ^Z0. 
hierzu bereit. Dies ist unser fester jj. 
Für den nordrhein-westfälischen ^ 
Landesvorsitzenden stellt sich na ^ 
Aachener Polizistenmord auch d'      #; 
einer Überprüfung der HafturlaubsP ^. 
und   ihrer   gesetzlichen   Bestir 4 
„Rösner   nutzte    den Hafturlaub 
Flucht. Drei unschuldige Mens^^ 
zahlten dies mit ihrem Leben. ^$\ 
sind die Fälle, in denen sexuelle ^ 
ter im Hafturlaub Frauen überfa' ^ 
jetzt der Aachener Geiselgangs1  W 

n Fac 
man trotz größter Bedenken von     je„. 
ten Hafturlaub gewährte, danllt *jj,be/ 
ziehung zu seiner in Frankreich 
Freundin festigen könne. hoe*' 
Dieser Wahnsinn muß endlich a » tö 
werden! Der Schutz der Bürger n.,|r 
rang. Nicht alle Straftäter sind r ^ 
sierbar. Dieser Einsicht müssen « iii 
langsam sozialdemokratische J" efiF 
Innenminister beugen! Eine CD .^ H 
Landesregierung jedenfalls w ,tglD *4 
form des Strafvollzugsgesetzes ( 
streben.' 
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Jjjokumentation: 

{^Helmut Luissen, MdL: 
^DR gerät zum Regierungsfunk 
S24 «iif Jahren SPD-Staat NRW ist der Westdeutsche Rundfunk 

"ain i-m. ^eS zum Regierungsfunk. Politischer Druck und perso- 
'^»scher Filz lähmen den WDR in seiner Aufgabe, kritischer 

r der Landespolitik in NRW zu sein. Dazu legte CDU-Ge- 
-retär Dr. Helmut Linssen jetzt eine Dokumentation vor, 

\\ 

berw Anspruch 
!r>arr,DR Ste,lt sicher> daß das Gesamt- 1  n»cht   einseitig   einer   Partei 

einer   Interessengemein- 
^DR 

einer Weltanschauung dient. 
Julies S011 in seiner Berichterstattung 
SoVe

Sene  Zeit  für  die   Behandlung 
%nß rser Themen von allgemeiner Be- 

i rende p°rsehen- Wertende und analy- 
ISaij ,nze|beiträge haben dem Gebot 

j ' der DCh.er Fairneß zu entsprechen. 
^d ?u . er»chterstattung ist es, umfas- 
SS m nforrnieren. Die Nachrichtenge- 
y^Hch    • a"gemein,  unabhängig  und 

efbrejt 
ein- Nachrichten sind vor ihrer 

fSene ng mjt der nach den Umständen 

k s'nd H0rgfa,t zu P1^^"- Kommen- 
den u ^eut,ich von Nachrichten zu 
s%s a.nd Unter der Nennung des Ver- 
f über H

SOlche zu kennzeichnen." (Ge- 
gr

5Vaph ,
en Westdeutschen Rundfunk, 

N^dsät, ' Auszüge aus den Programm- 
%,.   lZen) 
%Klstderk L •>r    bei H Anspruch, dem sich der 
ty-^rnm er Gestaltung seines täglichen 

'r|clichuS stellen muß. Doch die triste "chk 11 sieht völlig anders aus. Nach 

24 Jahren SPD-Staat NRW ist der WDR 
auf dem Weg zum Regierungsfunk, auf 
dem Weg zum Verlautbarungsorgan der 
Landesregierung und der sie tragenden 
Partei. Zahllose Beispiele aus der landes- 
politischen Alltagsberichterstattung des 
Westdeutschen Rundfunks belegen, daß 
sich die Fälle häufen, in denen Mei- 
nungsmache vor Information gestellt 
wird, in denen der Auftrag zu Pluralis- 
mus und Unabhängigkeit in Nordrhein- 
Westfalen in den Hintergrund gedrängt 
wird. Grund dafür: Die Landesregierung 
regiert in Programmentscheidungen des 
WDR direkt hinein. 
Durch politischen Druck und personal- 
politischen Filz, den Landesregierung 
und SPD beim WDR betreiben, kann in- 
zwischen eine faire, umfassende und se- 
riöse Berichterstattung im WDR nicht 
mehr garantiert werden. Die Auswüchse 
der SPD-Medienpolitik beschreibt ein 
wirklich unverdächtiger Zeuge, was die 
SPD angeht, so: „Wir müssen was für 
Heinrich tun, oder aber, er ist doch ein 
guter Genosse" (Klaus Bednarz auf der 
Medienpolitischen Tagung der SPD Nie- 
derrhein im April 1989 in den Düsseldor- 
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fer Rheinterrassen). Die Folgen erleben 
die nordrhein-westfälischen Bürger täg- 
lich aufs neue. Kritik an der Landesregie- 
rung ist so zur exotischen Ausnahme, un- 
seriöse, mit Halbwahrheiten und Unter- 
stellungen gespickte Berichterstattung 
über die Opposition vielfach zur trauri- 
gen Regel geworden. 

Die CDU in Nordrhein-Westfalen will 
weder einen „Rotfunk" noch einen 
„Schwarzfunk". Die CDU in NRW 
möchte eine ausgewogene, kritische und 
faire Berichterstattung nach allen Seiten, 
einen WDR, der sein Wächteramt gegen- 
über den Herrschenden ernst nimmt. Von 
diesem Anspruch jedoch ist der WDR 
meilenweit entfernt. Mit den folgenden 
Beispielen werden wir dies dokumentie- 
ren und die unerträgliche Lücke zwischen 
Anspruch und Wirklichkeit aufzeigen. 

II. Die Wirklichkeit 
1. Unabhängigkeit, 
Ausgewogenheit 
und umfassende Information 
1.1. Die Regierungserklärung Rau 
vom 10. Juli 1987 

Im Sommer 1987 sieht es schlecht aus für 
die SPD und die Landesregierung. Die 
CDU hat dank Norbert Blüm wieder Tritt 
gefaßt, der SPD und der Landesregierung 
bläst aufgrund ihres Lavierens und Tak- 
tierens in der Stahlpolitik der Wind ins 
Gesicht. Im Landeskabinett überlegt man 
deshalb eine Doppelstrategie, einerseits 
die Proteste nach Bonn zu lenken, gleich- 
zeitig die Position der Landesregierung 
mit einer über den WDR verbreiteten Re- 
gierungserklärung des Ministerpräsiden- 
ten flächendeckend propagieren zu kön- 
nen. Der Ministerpräsident will dazu ei- 

4 

nen entsprechenden Brief an de 

danten verfassen. 
Doch das zuständige Landesstu ^ 
WDR in Düsseldorf hat bei seine" gf 

ratungen die Direktübertragung ^ 
gierungserklärung mit dem Hin^ .^ 
lehnt, sie enthalte keine wese .$ 
neuen Elemente, somit keinen u u 
den Nachrichtenwert. Damit j^0,^«11, 

sich die Landesregierung nicht 1 jf 
Der Regierungssprecher 'nt p^P 
beim WDR-Intendanten in Köln- ^ 
auftragt den zuständigen Progran1 j^' 
tor und dieser weist das WDR-La „/ 
dio an, die Direktübertragung v( 

men- bh^ 
Journalistische Freiheit und Una ^y 
keit — hier ist nichts mehr davon ,fi 
ren. Mit dem dürftigen Verweis j/ 
Verlautbarungsorgan der obers $ 
desbehörden nutzt die  Landes«"     M 

WD" fr mit massivem Druck den 
lautbarungsorgan   für   diese   P   ulii 
tisch motivierte Aktion. Es w'rT,pji rt 

Das Kabinett bestimmt, der w 

gehorchen. 

* 

1.2. Der Matt niesen-Auf tritt 
am 18. Juni 1989 

Am Abend des 18. Juni 1989 
(0 

ei" 
WDR in der „Aktuellen Stunde^- 
terview mit dem nordrhein-wes V 
Umweltminister Klaus Mattn»e ^i 
gentlich nichts Ungewöhnlich*-'•> )el 
nicht zu dieser Stunde die Wahl ^J 
die Europawahl noch über em $• 
geöffnet. Wie nicht anders zu ^ 
nutzt der SPD-Politiker diese pf 
heit, noch einmal kräftig für se 

die Werbetrommel zu rühren- j 

So greift er einen SPD-Wahlka1^^ 
auf, als er die Wähler in NRW a^ ,/ 
zur Wahl zu gehen und sich n 
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Ottern daß  
n zu lassen. Gleichzeitig betont er, 

Wje   
le Leute in Nordrhein-Westfalen so- 

I      büßten, wen sie zu wählen hätten. 
der v eine     

Vor§ang schon skandalös genug, 
^ah? aktiven Parteipolitiker an einem 
ejn 'ta8 vor Schließung der Wahllokale 
s°off°rUm für Parteiwerbung zu bieten, 
sehd- nbart die Antwort des WDR-Fem- 
Maß

lrektors Struve ein noch größeres 
$tan 

an fehlender journalistischer Di- 
ktl' Der frühere Sprecher, der SPD- 
Ani^

ermeister in Berlin, erkennt in einem 
CD,j0rtbrief auf eine Beschwerde von 
nicu "Generalsekretär Dr. Linssen noch 
hie$ 

einmal die Äußerungen von Matt-. 
bu„ n a,s offensichtliche Wahlkampfwer- 
^ie an'. Ein entlarvendes Beispiel dafür, 
bej^ ^eit parteipolitische Propaganda 
liehe Ki inzwischen als regierungsamt- 

^eutralität verstanden werden soll. 
'•3. iy 
Co\j 1? Berichterstattung über die 

NWh?kumentation: 
i| ,j^"^'»-Westfalen auf dem Weg 
Ein 

n SPD-Staat 

^sn\äRes°nderes" BeisPiel fur die geset" 
fiiati0 

lg Vorgegebene umfassende Infor- 
stattu

n Ü^er ein Thema war die Berichter- 
den "pJ^er eine von der stellvertreten- 
lli0k ^U-Landesvorsitzenden Christa 
1989 n am Montag, dem 16. Oktober 
Würd'e

Vorgestellte Dokumentation. In der 
be|egt 5etailnert und mit Dokumenten 
appa 

e Inanspruchnahme des Staats- 
\ d* es' insbesondere der Staatskanz- 
^Wrch die SPD für parteipolitische 
^%^ aufgezeigt. Bis zum 20. Oktober 
dieSe r> WDR-Fernsehzuschauer über 
^eitu °"Cumentation, die inzwischen die 
^ den

8sschlagzeilen beherrscht, nichts. 
&n f,n ,andespolitischen Fernsehsendun- 
^ssivg et dieses Thema nicht statt. Solch 
deSre - Und umfassende Kritik an Lan- 

ßerung   und   SPD   darf   offenbar 

nicht stattfinden. Allenfalls der WDR-Ra- 
diohörer hat in einem Streitgespräch zwi- 
schen Christa Thoben und Staatskanzlei- 
chef Wolfgang Clement über die Doku- 
mentation gehört. 
Wer nun gehofft hatte, der WDR würde 
sich wenigstens in seiner landespoliti- 
schen Blickpunkt-Sendung, am Freitag, 
dem 20. Oktober 1989, mit diesem Thema 
auseinandersetzen, sah sich getäuscht. 
Keine Darstellung oder journalistische 
Aufbereitung der Dokumentation, viel- 
mehr das Eingeständnis, daß die fast 50 
Seiten starke Dokumentation mit ihren 
vielen Originalbelegen durch das perso- 
nell wirklich nicht unterbesetzte Landes- 
studio in vier Tagen nicht nachrecher- 
chiert werden konnte, (oder durfte nicht 
recherchiert werden?). Statt dessen folgt, 
ohne daß der WDR-Zuschauer den ge- 
nauen Inhalt der Dokumentation kennt, 
eine journalistisch dürftig kaschierte 
Selbstdarstellung über die Aufgaben der 
Staatskanzlei durch Herrn Clement. 

1.4. Berichterstattung über die 
„Spiegel"-Serie zum Gladbecker 
Geiseldrama am 3. Juli 1989 
Wenn andere Presseorgane dagegen ihr 
Wächteramt ernster nehmen und bei ih- 
ren Recherchen auch die Landesregie- 
rung und Landesminister kritisch unter 
die Lupe nehmen, hat der WDR aller- 
dings nichts Eiligeres zu tun, sich zum 
publizistischen Verteidiger der Landesre- 
gierung zu machen. Als der „Spiegel" in 
einer sechsteiligen Serie über das Glad- 
becker Geiseldrama auch die Rolle des 
NRW-Innenministers Herbert Schnorr 
kritisch beleuchtet, mutmaßt der WDR in 
der „Aktuellen Stunde" am 3. Juli 1989 
sofort, daß der „Spiegel" mit seiner 
sechsteiligen Serie schlicht und einfach 
das Sommerloch stopfen wolle, daß auch 
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den vielen konservativen Lesern etwas ge- 
boten werden müsse und schließlich 
„auch wieder mal ein prominenter Sozial- 
demokrat aus dem Amt zu schreiben" sei. 
Vertuschen statt Enthüllen heißt hier die 
Methode. 

2. Journalistische Fairneß - 
1. Teil 
Bei der immer stärkeren Ausrichtung des 
WDR hin zu einem Regierungsfunk 
bleibt zwangsläufig journalistische Fair- 
neß auf der Strecke. Polemik statt sachli- 
cher Auseinandersetzung, Verunglimp- 
fung statt Argumente — Bewertungen 
und Analysen verlassen da, was die Op- 
position betrifft, sehr schnell das Feld der 
sachlichen Kritik. Statt dessen werden 
mit sprachlich-rhetorischen Mitteln sehr 
schnell vollkommen andere, schlimme 
Zusammenhänge konstruiert, um die feh- 
lenden Ansatzpunkte zur Kritik zu ka- 
schieren. 
So bei einem Kommentar über die Presse- 
konferenz von Norbert Blüm zur Fami- 
lienpolitik der CDU NRW am 18. Sep- 
tember 1989, auf der Norbert Blüm die 
familienpolitischen Initiativen der CDU, 
wie die Einführung eines Landeserzie- 
hungsgeldes, Schaffung von mehr Kin- 
dergartenplätzen und die Einrichtung ei- 
ner Stiftung „Mutter und Kind" vorstellt, 
und über die Versäumnisse der Landesre- 
gierung auf diesem Gebiet informiert. Im 
WDR-Kommentar wird daraus ein Weg 
hin zu „bayerischen Verhältnissen" mit 
„Schauprozessen und Schandurteilen". 

3. Journalistische Fairneß - 
2. Teil 
Wie es um die journalistische Fairneß ge- 
genüber der Opposition bestellt ist, haben 
die vorherigen Beispiele gezeigt. Wie der 

6 

WDR allerdings dem  Ministerpräsiden- 
ten dieses Landes begegnet, ist allenfa" 
als „Hofknicks-Journalismus" zu bezeic'1' 
nen. 
Die  Vorstellung  eines   Leitantrages 'ü 

den SPD-Parteitag im November 1989 ge' 
rät der WDR-Hörfunk am   15.  Augu«1 

1989 fast schon zu einem SPD-Werbe- 
spot. Kein einziges kritisches Wort %ü 

Programmatik des Antrages.  Die R°'' 
von Johannes Rau wird dagegen gerade- 
zu prosaisch überhöht: „Fast unbemei* 
schmiedet er den Pakt mit den Mensche^' 
mit ihrer Heimat, mit seiner SPD. Un 

gegen die, so sagt er, kämpfen diesmal s°' 
gar vier andere Parteien, die aus eigene 

Kraft   die   Führung   nicht   übernehme11 

könnten." Der letzte Satz des Komme0' 
tars  wird  dann  noch  nicht einmal lin 

Konjunktiv gesprochen: „Wer klare ve 
hältnisse will, wird schon wissen, was e 

zu tun hat." 
Ein Porträt über Johannes Rau und dl 

Würdigung seiner Arbeit in den letzte 
fünf Jahren gerät zu einem ähnlich hy111 

nischen Stück. In diesem Bericht wird au 

keinem Politikfeld, bei keiner politisch 
Aktion des Ministerpräsidenten ein kr' 
sches Wort über Johannes Rau und sei 
Politik gefunden. Statt dessen Passag^ 
wie diese: „Johannes Rau aber gehört 
den wenigen Akteuren, die sich seit v' 
len Jahren auf dem politischen Hochse 
bewegen, absturzfrei und mit traumwa11 

lerischer Sicherheit." 

4. Sorgfalt bei der Prüfung der 
Nachrichten auf Inhalt, 
Herkunft und Wahrheit 
Bei der Prüfung nach Wahrheit, In"3 

und Herkunft von Nachrichten nimmt 
der WDR — zumindest was die OpP°s 

tion angeht — häufig mit der ihm v0 
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^etzgeber auferlegten Sorgfalt nicht 
^r genau. Da wird schlichtweg gelogen, 
erden falsche Tatsachen unterstellt oder 

^ahrh 
Sen 

eiten auf WDR-Sicht zurechtgebo- 

rastisches Beispiel hierfür ist die Be- 
^hterstattung im WDR-Hörfunk über ei- 
P^ sicherheitspolitischen  Kongreß der 

*jU am 20. Februar 1990. Zunächst 
j,e"t der Moderator im Studio definitiv 
$P>r\ daß die seit 24 Jahren regierende 

9 ja wohl an der innenpolitischen La- 
8e !« NRW nicht schuld sei. 

w/*'>mrner aber noch die Behauptung des 
• ^-Berichterstatters, die CDU würde 
Q. Wahlkampf mit einem Plakat, das den 

adbecker Geiselgangster Dieter De- 
?g.Wski und seine Geisel Silke Bischof 
L 8t> auf Stimmenfang gehen. Eine Be- 

, PUing, die er zunächst als Gerücht, 
> nn aber als Tatsache darstellt mit dem 
ab 

atz: „Vielleicht schreckt die CDU 
1i l lt

Vor dieser Geschmacklosigkeit zu- 
a *•' Besonders perfide ist diese völlig 
ge .^er Luft gegriffene Unterstellung an- 
sek1ChtS der Tatsache' daß CDU-General- 
^ r^tär Dr. Linssen in einem Gespräch 
A ^DR-Redakteuren eine Woche vor 
de 

s^rahlung dieses Berichtes dieses von 
gis ^^W-SPD gestreute Gerücht ener- 

ch dementiert hatte. 

* Schlußbemerkung 
^i d 

derp     Auflistung der Beispiele geht es 
geg V w'r'cl'ch nicht darum, Vorwürfe 
bj "j" e'nzelne Journalisten zu erheben. 
Soli sP'e'e' d*e w'r dargestellt haben, 
We:t

n.nur drastisch dokumentieren, wie 
v0n Sich der WDR in vielen Bereichen 
krj.- einem Anspruch, eine neutrale und 
an'

Sche öffentlich-rechtliche Rundfunk- 
alt zu sein, entfernt hat. 

Wahlkampftermine 
des Bundeskanzlers 
Dr. Helmut Kohl 
gemeinsam mit 
Dr. Norbert Blüm 
8. Mai 1990, 
19.00 Uhr Bochum, 
Ruhrlandhalle 

9. Mai 1990, 
18.00 Uhr Aachen 
20.00 Uhr 
Düsseldorf, Marktplatz 

Sonstige Termine 
11. Mai 1990, 
16.30 Uhr Straßenfest Düsseldorf 
Schadowstraße 

Statt dessen haben 24 Jahre SPD-Staat 
NRW beim WDR eine Entwicklung in 
Gang gesetzt, die den WDR in weiten 
Teilen zu einem Regierungsfunk hat wer- 
den lassen. Politischer Druck durch die 
Landesregierung — dies zeigen gerade 
die ersten Beispiele — lähmen den WDR 
in seiner Aufgabe, ein kritischer und ob- 
jektiver Begleiter der Politik in Nord- 
rhein-Westfalen zu sein. Wir hoffen, daß 
mit dieser Dokumentation wieder ein An- 
stoß gegeben wird, um über Anspruch 
und Wirklichkeit des WDR nachzuden- 
ken. • 
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Worms: Drogenprogramm def 
Landesregierung enttäuschend 
Enttäuscht hat der Vorsitzende der CDU- 
Landtagsfraktion, Dr. Berhard Worms, 
auf die von der Landesregierung vorgestell- 
ten Konzepte zur Bekämpfung des Drogen- 
problems reagiert. Worms: „Anstatt ent- 
schlossen und schnell dieses so drängende 
und zentrale Problem unseres Landes an- 
zupacken, reagiert die Landesregierung 
halbherzig und zögerlich." 

Der von der Landesregierung vorgelegte 
sogenannte Handlungskatalog bestehe 
aus vagen und unklaren Ankündigungen, 
dazu häufig noch ohne konkrete Zahlen 
und Terminvorgaben, kritisierte Worms 
weiter. „Wenn Zahlen bei durchaus sinn- 
vollen und stets von der Union geforder- 
ten Maßnahmen genannt worden sind, er- 
weisen sie sich als völlig unzureichend. 
Wir haben circa 20000 drogenabhängige 
Personen in NRW und für die sollen jetzt 
statt 411 Therapieplätzen irgendwann 
einmal 600 ausreichen? Uns fehlen heute 
schon 7000 Polizisten in NRW und da 
sollen jetzt 250 Polizisten mehr im Jahr 
1991 für die Bekämpfung der Drogenkri- 
minalität Abhilfe schaffen? Klotzen, 
nicht kleckern ist gefragt", so Worms. 
Als besonders problematisch wertete der 
CDU-Fraktionschef die Tatsache, daß 
mit der vollen Umsetzung der ohnehin 
dürftigen Maßnahmen erst ab 1991 be- 
gonnen werden könne. „Die Landesregie- 
rung verfährt leider nach der Devise: Re- 
den statt handeln." 
Dies sei um so unglaubwürdiger, da die 
SPD gerade in den laufenden Haushalts- 
beratungen Anträge der CDU abgelehnt 
habe, die Mittel für die Drogenbekämp- 
fung um 13 Millionen DM zu erhöhen. 
Worms: „Statt dessen präsentiert sie uns 

für 1991 Vorstellungen, für die noch mc 

einmal 10 Millionen DM aufgebt 
werden müssen." 
Wenn Sozialminister Heinemann zU L 
das   Gespenst   der   Armut   des   Lan , 
NRW an die Wand male, daß man a 
grund der Steuergesetzgebung viellc' 
bald kein Geld mehr zur Drogenbekaiw 
fung habe, kenne er entweder die neULs 
Steuerschätzung  seines   Finanzminis   . 
nicht — Mehreinnahmen gegenüber 1 
von 4,7 Milliarden DM — oder wolle 
den eigenen Versäumnissen ablenken- 

Zukunft für das 
Sauer-/Siegerland 
Mit dem Anspruch, die Kräfte des Rjj£ 
mes zu stärken, die Ressourcen der K 
gion zu nutzen und die Zukunft o 
Sauer-/Siegerlandes zu sichern, tritt o 
CDU-Bezirksverband      Sauer-/Siege 

land an die Öffentlichkeit. 
Das auf der Bezirksversammlung 
10. April   1989 in Schmallenberg D.f 
schlossene Strukturprogramm besch» 
tigt sich eindringlich mit Problemen 
Siedlungsstruktur,   der   Medien, 
Wirtschaft, aber auch der Kultur, d^r 

Schule und des Sport- und Freizeit^ 
gebotes. Land- und Forstwirtschaft 
wie Umwelt- und Naturschutz fin£*engj} 
diesem Strukturprogramm naturgem 
einen breiten Niederschlag. . 
Das jetzt  als   Broschüre  vorliege0.e 

Programm   kann   kostenlos   u^er,oo0 
CDU-Bezirksgeschäftsstelle    in    •>* 
Siegen, Weststr. 1, angefordert werö 


